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  Resolution 2472 (2019) 
 
 

  verabschiedet auf der 8537. Sitzung des Sicherheitsrats 
am 31. Mai 2019 
 
 

 Der Sicherheitsrat, 

 unter Hinweis auf alle seine früheren Resolutionen und die Erklärungen seiner Präsi-
dentschaft über die Situation in Somalia, 

 in Bekräftigung seiner Achtung der Souveränität, der territorialen Unversehrtheit, der 
politischen Unabhängigkeit und der Einheit Somalias, 

 unter Verurteilung der Verletzungen und Missbräuche der internationalen Menschen-
rechtsnormen und der Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht in Somalia, alle Parteien 
auffordernd, unter vollständiger Einhaltung der internationalen Menschenrechtsnormen und 
des humanitären Völkerrechts zu handeln, und ferner unter Hinweis auf die Schlussfolge-
rungen der Arbeitsgruppe für Kinder und bewaffnete Konflikte zu Somalia (S/AC.51/2017/2),  

 unter Verurteilung der Angriffe Al-Shabaabs in Somalia und darüber hinaus, mit dem 
Ausdruck seiner tiefen Besorgnis über die durch die Angriffe Al-Shabaabs verursachten Ver-
luste an zivilen Menschenleben und ferner mit dem Ausdruck seiner Besorgnis angesichts 
von Berichten über eine verstärkte Präsenz von Akteuren, die die Organisation Islamischer 
Staat in Irak und der Levante unterstützen, in Somalia, 

 in Würdigung der Tapferkeit des Personals der Mission der Afrikanischen Union in 
Somalia (AMISOM) und der somalischen Sicherheitskräfte im Kampf gegen Al-Shabaab 
und der von ihnen erbrachten Opfer sowie mit Lob für den Beitrag, den die AMISOM zu 
dauerhaftem Frieden und dauerhafter Stabilität in Somalia leistet;  

 unter Begrüßung der Unterstützung, die das Unterstützungsbüro der Vereinten Natio-
nen in Somalia (UNSOS) der AMISOM und der Hilfsmission der Vereinten Nationen in 
Somalia (UNSOM) bereitstellt, ferner unter Begrüßung der politischen Unterstützung, die 
die UNSOM, die AMISOM und die Afrikanische Union leisten, sowie der politischen und 
finanziellen Unterstützung der internationalen Partner, unter Begrüßung der Entschlossen-
heit Somalias und der Vereinten Nationen zur Stärkung ihrer Beziehungen und der Auf-
nahme der Tätigkeit des neuen Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für Somalia erwar-
tungsvoll entgegensehend,  

 unterstreichend, wie wichtig es ist, zu einer endgültigen, alle Seiten einschließenden 
politischen Regelung zwischen der Bundesregierung Somalias und den föderalen Gliedstaa-
ten zu gelangen, und darauf hinweisend, wie wichtig die vollständige Umsetzung des mit 
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Bedingungen und klaren Zieldaten versehenen Übergangsplans ist, der die schrittweise 
Übertragung der Sicherheitsverantwortung von der AMISOM auf die somalischen Sicher-
heitsinstitutionen und -kräfte festlegt („Übergangsplan“),  

 mit dem Ausdruck seiner ernsten Besorgnis über die humanitäre Lage in Somalia und 
mit Lob für die Anstrengungen der AMISOM, Bedingungen zu schaffen, unter denen huma-
nitäre Hilfe bereitgestellt werden kann, 

 betonend, dass die Bundesregierung Somalias und die Vereinten Nationen über ange-
messene Strategien zur Bewertung und Steuerung der Risiken im Zusammenhang mit dem 
Klimawandel, anderen ökologischen Veränderungen, Naturkatastrophen, dem Energiezu-
gang und anderen die Stabilität beeinflussenden Faktoren Somalias verfügen müssen, 

 Kenntnis nehmend von der Gemeinsamen Überprüfung 2019 der AMISOM durch die 
Afrikanische Union und die Vereinten Nationen, dem Kommuniqué des Friedens- und Si-
cherheitsrats der Afrikanischen Union vom 9. Mai 2019 zur Situation in Somalia und dem 
Schreiben des Generalsekretärs vom 10. Mai 2019 betreffend die AMISOM, 

 feststellend, dass die Situation in Somalia nach wie vor eine Bedrohung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit darstellt, 

 tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen, 

 1. fordert die Bundesregierung Somalias und die föderalen Gliedstaaten auf, um-
gehend raschere Fortschritte in Richtung einer alle Seiten einschließenden politischen Re-
gelung zu erzielen, die Folgendes umfasst: 1) ihre Einigung über die Ressourcen- und 
Machtaufteilung, die in der geänderten Fassung der Vorläufigen Bundesverfassung veran-
kert wird, 2) die Errichtung von Lenkungs- und Aufsichtsstrukturen und 3) die Abgrenzung 
der Rollen und Verantwortlichkeiten der Sicherheitsinstitutionen Somalias, und fordert die 
Bundesregierung Somalias und die föderalen Gliedstaaten ferner auf, in Abstimmung mit 
der AMISOM, dem UNSOS und der UNSOM die Sicherheitsplanung für Wahlen zu be-
schleunigen, damit unter anderem in den Jahren 2020/2021 inklusive, friedliche, freie und 
faire Wahlen, die dem Grundsatz der Wahlgleichheit entsprechen, stattfinden können; 

 2. unterstreicht, dass die Bedrohung durch Al-Shabaab und andere bewaffnete Op-
positionsgruppen nicht durch militärische Mittel allein besiegt werden kann, und fordert in 
dieser Hinsicht die Bundesregierung Somalias, die föderalen Gliedstaaten, die AMISOM, 
die Vereinten Nationen und die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen auf, kooperativ ein 
umfassendes Sicherheitskonzept zu verfolgen;  

 3. weist auf seine Unterstützung des Übergangsplans hin und unterstreicht die im 
Rahmen der Gemeinsamen Überprüfung 2019 abgegebene Empfehlung, dass die strategi-
schen Aufgaben und Prioritäten der AMISOM sich vorrangig im Rahmen des Übergangs 
bewegen sollen;  

 4. unterstreicht die Notwendigkeit eines koordinierten und kohärenten Konzepts 
für Politik- und Sicherheitsreformen unter somalischer Führung und richtet daher die Auf-
forderung an 

 a) die AMISOM, die UNSOM, das UNSOS, die Bundesregierung Somalias und 
die föderalen Gliedstaaten, ihre Koordinierung und Zusammenarbeit auf allen Ebenen zu 
verstärken, unter anderem über das Koordinierungsforum der Führungsverantwortlichen 
und den Mechanismus für das Umfassende Sicherheitskonzept; 

 b) die internationalen und regionalen Partner, in Abstimmung mit der AMISOM 
über den Mechanismus für das Umfassende Sicherheitskonzept ihre Unterstützung für die 
AMISOM und Somalia zu koordinieren und in einen besseren Einklang mit dem Sicher-
heitspakt zu bringen und die Umsetzung des Übergangsplans zu ermöglichen, unter anderem 
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im Hinblick auf Mentoring, Ausbildung, Ausrüstung, Kapazitätsaufbau und Besoldung für 
Polizei- und Militärkräfte;  

 c) die Bundesregierung Somalias, die föderalen Gliedstaaten, die AMISOM, die 
Vereinten Nationen, die Afrikanische Union und maßgebliche Partner, die umfassende ge-
meinsame Planung, die Koordinierung und den Informationsaustausch über die relevanten 
Mechanismen zu stärken, um eine wirksamere Umsetzung und Überwachung des Über-
gangsplans zu ermöglichen;  

 5. unterstreicht, dass alle Beteiligten während des Übergangs die Sicherheitslage 
an jedem Ort berücksichtigen müssen und dass die Orte, aus denen Personal der AMISOM 
abgezogen werden soll, auf der Grundlage von Gefahrenbewertungen und unter gebührender 
Berücksichtigung der Notwendigkeit, vor, während und nach jeder Militäroperation Zivil-
personen zu schützen und Risiken zu mindern, bestimmt werden müssen, unterstreicht, dass 
alle Übergangsmaßnahmen zwischen der AMISOM, den somalischen Sicherheitskräften 
und den in die strategischen und operativen Entscheidungsprozesse eingebundenen somali-
schen Behörden sowie den Vereinten Nationen und gegebenenfalls den anderen internatio-
nalen Partnern vereinbart werden sollen, und bekräftigt die maßgebliche Rolle der Polizei 
und des Justizsektors bei den Stabilisierungsbemühungen und bei der Vorbereitung und 
Durchführung von Wahlen; 

 6. fordert die Bundesregierung Somalias nachdrücklich auf, mit koordinierter Un-
terstützung der internationalen Gemeinschaft vor allem handlungsfähige, rechenschafts-
pflichtige, annehmbare und finanziell tragbare somalische Sicherheitskräfte aufzubauen, da-
mit die Sicherheitsverantwortung schrittweise von der AMISOM auf die somalischen Si-
cherheitsinstitutionen übertragen und die für die Wahlen 2020/2021 unabdingbaren Sicher-
heitsbedingungen geschaffen werden können; 

AMISOM 

Prioritäten und Aufgaben 

 7. beschließt, die Mitgliedstaaten der Afrikanischen Union zu ermächtigen, den 
Einsatz der AMISOM bis zum 31. Mai 2020 unter Einschluss von mindestens 1.040 Poli-
zeikräften, darunter fünf organisierte Polizeieinheiten, fortzuführen und die Anzahl der Uni-
formierten der AMISOM im Einklang mit dem Übergangsplan bis zum 28. Februar 2020 
um 1.000 auf maximal 19.626 zu reduzieren und Verantwortlichkeiten an die somalischen 
Sicherheitskräfte zu übertragen, es sei denn, der Sicherheitsrat beschließt eine Anpassung 
des Tempos der Reduzierung unter Berücksichtigung der im Übergangsplan festgelegten 
Bedingungen, einschließlich der Fähigkeit Somalias, handlungsfähige, rechenschaftspflich-
tige, annehmbare und finanziell tragbare Kräfte aufzubauen, sowie der Bewertungen der 
Gefahrenlage vor Ort, die die Afrikanische Union, die Vereinten Nationen und die Bundes-
regierung Somalias in Abstimmung mit maßgeblichen Partnern durchführen, und bittet die 
Vereinten Nationen und die Afrikanische Union, auf der Grundlage von Plänen der Bundes-
regierung Somalias Vorschläge für die Behandlung von Sicherheitsaspekten bei den nächs-
ten Wahlen auszuarbeiten, einschließlich zur Frage, ob ein Bedarf an einer zeitweiligen Auf-
stockung von Polizeikräften besteht;  

 8. beschließt ferner, dass die AMISOM befugt ist, unter voller Einhaltung der Ver-
pflichtungen der teilnehmenden Staaten nach dem Völkerrecht, insbesondere dem humani-
tären Völkerrecht und den internationalen Menschenrechtsnormen, sowie unter voller Ach-
tung der Souveränität, der territorialen Unversehrtheit, der politischen Unabhängigkeit und 
der Einheit Somalias alle zur Ausübung ihres Mandats erforderlichen Maßnahmen zu er-
greifen; 
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 9. beschließt, die AMISOM zu ermächtigen, im Rahmen der im Übergangsplan 
festgelegten Übertragung der Sicherheitsverantwortung an Somalia die folgenden strategi-
schen Ziele zu verfolgen: 

 a) eine schrittweise Übertragung der Sicherheitsverantwortung von der AMISOM 
auf die somalischen Sicherheitskräfte zu vollziehen, mit dem Ziel, dass die somalischen Si-
cherheitsinstitutionen bis 2021 die Führungsrolle übernehmen; 

 b) die von Al-Shabaab und anderen bewaffneten Oppositionsgruppen ausgehende 
Bedrohung zu mindern, mit dem Ziel, ein stabiles, föderales, souveränes und geeintes So-
malia möglich zu machen;  

 c) die somalischen Sicherheitskräfte dabei zu unterstützen, die Sicherheit für den 
politischen Prozess auf allen Ebenen, die Stabilisierungsbemühungen, die Aussöhnung und 
die Friedenskonsolidierung zu gewährleisten, und die somalische Polizei und die somali-
schen Behörden bei der Schaffung eines sicheren Umfelds im Vorfeld der Wahlen entspre-
chend zu unterstützen, mit dem Ziel, die Sicherheitsverantwortung vollständig auf die so-
malischen Sicherheitsinstitutionen zu übertragen;  

 10. beschließt, die AMISOM zu ermächtigen, zur Erreichung dieser Ziele die fol-
genden vorrangigen Aufgaben durchzuführen: 

 a) eine Präsenz in den im Einsatzkonzept der AMISOM vorgesehenen Sektoren 
aufrechtzuerhalten, vorrangig in den Hauptbevölkerungszentren, und im Rahmen der in die-
ser Resolution genannten Frist und Leitlinien ihre Umstrukturierung vorzunehmen; 

 b) die somalischen Sicherheitskräfte anzuleiten und zu unterstützen, einschließlich 
der Anleitung der somalischen Streitkräfte im Hinblick auf ihre Kampfbereitschaft und er-
forderlichenfalls der Anleitung und Schulung der somalischen Polizei; 

 c) in Abstimmung mit den an der Stabilisierung und Aussöhnung beteiligten Akteu-
ren die Hauptversorgungswege zu sichern, auch in die Al-Shabaab wieder abgerungenen 
Gebiete, insbesondere die Versorgungswege, die von wesentlicher Bedeutung für die Ver-
besserung der humanitären Lage sind, was den Transport kommerzieller Waren einschließen 
kann, die für die Deckung der Grundbedürfnisse von Zivilpersonen unentbehrlich sind, die 
Versorgungswege, die für die logistische Unterstützung der AMISOM entscheidend sind, 
und die Hauptversorgungswege zur Unterstützung der Umsetzung des Übergangsplans, wo-
bei der Rat unterstreicht, dass die Bereitstellung von Logistik auch künftig eine gemeinsame 
Verantwortung der Vereinten Nationen und der Afrikanischen Union bleibt; 

 d) die somalischen Sicherheitskräfte nach Bedarf dabei zu unterstützen, den soma-
lischen Staatsorganen die Wahrnehmung ihrer Regierungsaufgaben zu ermöglichen, ein-
schließlich ihrer Bemühungen um Stabilisierung, in Abstimmung mit dem Ministerium für 
Inneres, Bundesangelegenheiten und Aussöhnung und dem Programm zum Wiederaufbau 
der Gemeinschaft und zur Ausweitung der staatlichen Autorität und Rechenschaftspflicht 
(CRESTA/A), sowie um Aussöhnung, Friedenskonsolidierung, die Vorbereitung der Wahlen 
und die Sicherheit wichtiger Infrastrukturen; 

 e) gezielte Offensiveinsätze zur Unterstützung der Umsetzung des Übergangsplans 
auszuführen, auch gemeinsam mit den somalischen Sicherheitskräften, um Al-Shabaab und 
andere bewaffnete Oppositionsgruppen zu zerschlagen und zu schwächen, und Maßnahmen 
zur Minderung der von behelfsmäßigen Sprengvorrichtungen ausgehenden Bedrohung zu 
ergreifen;  

 f) sofern es die Sicherheitsbedingungen erlauben, die AMISOM im Rahmen der 
genehmigten Personalobergrenze zur Unterstützung der Umsetzung des Übergangsplans 
und zugunsten von Polizeikräften umzustrukturieren; 
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 g) ihr Personal, ihre Einrichtungen, Anlagen, Ausrüstungsgegenstände sowie ihre 
Mission bedarfsgerecht zu schützen und die Sicherheit und Bewegungsfreiheit ihres Perso-
nals sowie des Personals der Vereinten Nationen, das Aufgaben aufgrund eines Mandats des 
Sicherheitsrats wahrnimmt, zu gewährleisten; 

 h) gegebenenfalls und in Abstimmung mit den Vereinten Nationen und der Bun-
desregierung Somalias vorübergehend Überläufer aufzunehmen; 

 i)  die Bundesregierung und die föderalen Gliedstaaten Somalias bei der Umset-
zung des vollständigen Verbots der Ausfuhr von Holzkohle aus Somalia sowie bei der Do-
kumentation und Überprüfung beschlagnahmten Geräts zu unterstützen und ihnen dabei be-
hilflich zu sein, wie in Ziffer 18 der Resolution 2111 (2013) und Ziffer 6 der Resolution 
2182 (2014) erbeten;  

 11. ersucht die Afrikanische Union, bis November 2019 und während der gesamten 
Übergangsphase in enger Zusammenarbeit mit der Bundesregierung Somalias, den Verein-
ten Nationen und wichtigen Partnern das Strategische Einsatzkonzept zu aktualisieren und 
weiterzuentwickeln; 

 12. ersucht die Afrikanische Union, die operative Koordinierung unter den Kontin-
genten der AMISOM zu verstärken, die Befehls-, Kontroll- und Rechenschaftsstrukturen bei 
der Operationalisierung der Einheiten für die logistische Unterstützung der Mission, ein-
schließlich der Lufteinsatzmittel, zu stärken, die operativen Entscheidungsprozesse unter der 
Zuständigkeit der Sektorkommandeure wie der des Truppenkommandeurs zu stärken und 
sicherzustellen, dass alle Unterstützungselemente und Kräftemultiplikatoren unter dem Be-
fehl des Truppenkommandeurs operieren; 

 13. unterstützt die im Rahmen der Gemeinsamen Überprüfung 2019 abgegebenen 
Empfehlung an die AMISOM, einen schrittweisen Ansatz zur Ausrüstungsoptimierung im 
Rahmen der vorhandenen Ressourcen zu verfolgen, unterstützt in dieser Hinsicht die Ab-
sicht der Afrikanischen Union und der Vereinten Nationen, bis Juli 2019 eine Überprüfung 
der Ausrüstung durchzuführen, unter Berücksichtigung der Bedarfserklärung für Einheiten 
(Statement of Unit Requirements) und im Rahmen der vorhandenen Ressourcen, mit dem 
Ziel, die operativen Fähigkeiten der AMISOM zu stärken und den Schutz von Kräften und 
Einrichtungen zu verbessern, damit sie ihre mandatsmäßigen Aufgaben durchführen kön-
nen, und legt den Mitgliedstaaten nahe, die Afrikanische Union bei der Mobilisierung der 
erforderlichen Ressourcen und Ausrüstung zu unterstützen, einschließlich durch nicht 
zweckgebundene finanzielle Beiträge an den Treuhandfonds für die AMISOM;   

 14. unterstützt die Bemühungen zur Entsendung von Zivilpersonal der AMISOM in 
die Sektoren und unterstreicht, wie wichtig eine voll einsatzfähige zivile Komponente zur 
Unterstützung der militärischen und polizeilichen Aufgaben der AMISOM während des 
Übergangs und der Personalverringerung ist;   

 15. unterstreicht, wie wichtig es auch weiterhin ist, dass die Kräfte der AMISOM 
ihr Mandat unter voller Einhaltung der Verpflichtungen der teilnehmenden Staaten nach 
dem Völkerrecht, einschließlich betreffend den Schutz von Zivilpersonen, insbesondere 
Frauen und Kindern, ausüben und mit der UNSOM und dem UNSOS bei der Umsetzung 
der Richtlinien für menschenrechtliche Sorgfaltspflicht bei der Unterstützung der Vereinten 
Nationen für nicht zu den Vereinten Nationen gehörende Sicherheitskräfte in der Vorberei-
tungs-, Durchführungs- und Überprüfungsphase der Einsätze zusammenarbeiten, fordert die 
AMISOM und die Afrikanische Union auf, für die Überwachung der Einhaltung der Men-
schenrechte und für umgehende und gründliche Untersuchungen und die Meldung mutmaß-
licher Menschenrechtsverletzungen und -übergriffe und Verstöße gegen das humanitäre 
Völkerrecht zu sorgen, höchste Standards bezüglich Transparenz, Verhalten und Disziplin 
sicherzustellen und ihre Verfahren, einschließlich der Untersuchungskommissionen, an die 
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der UNSOM anzupassen, und fordert die truppen- und polizeistellenden Länder nachdrück-
lich auf, raschere Anstrengungen zu unternehmen, um die Wirksamkeit dieser Maßnahmen 
in Zusammenarbeit mit der Afrikanischen Union und den Vereinten Nationen zu verbessern; 

 16. ersucht die AMISOM, die Berichterstattung an die Zelle zur Erfassung, Analyse 
und Reaktion in Bezug auf zivile Opfer über alle Sektoren hinweg stärker zu vereinheitli-
chen und weitere Schritte zu unternehmen, um sicherzustellen, dass Risikominderungsmaß-
nahmen vorhanden sind, unterstreicht, wie wichtig es ist, sicherzustellen, dass Informatio-
nen an maßgebliche Akteure, einschließlich der Vereinten Nationen, weitergegeben und in 
die Berichterstattung der AMISOM integriert werden sowie in die Einsatzleitlinien 
und -pläne einfließen, und ersucht die truppen- und polizeistellenden Länder, die Zelle zur 
Erfassung, Analyse und Reaktion in Bezug auf zivile Opfer in Zusammenarbeit mit Akteu-
ren im Bereich der humanitären Hilfe, der Menschenrechte und des Schutzes umfassend zu 
unterstützen; 

 17. bekräftigt, wie wichtig die Nulltoleranzpolitik der AMISOM gegenüber sexuel-
ler Ausbeutung und sexuellem Missbrauch ist, ersucht die Afrikanische Union und die trup-
pen- und polizeistellenden Länder in dieser Hinsicht, ihr Personal zu überprüfen, Risikobe-
wertungen durchzuführen, ihrem Personal alle einschlägigen Schulungen zu erteilen, Über-
lebende, die Missbrauch melden, zu schützen, Vorwürfe zeitnah zu untersuchen, um Tatver-
antwortliche zur Rechenschaft zu ziehen, und Einheiten zu repatriieren, sofern glaubwürdige 
Beweise für weit verbreitete oder systemische Akte sexueller Ausbeutung oder sexuellen 
Missbrauchs durch diese Einheiten vorliegen, und ersucht die Afrikanische Union ferner, in 
dieser Hinsicht eng mit den Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten; 

 18. legt den truppen- und polizeistellenden Ländern eindringlich nahe, Anstrengun-
gen zu unternehmen, um den Anteil weiblicher Uniformierter, die in der AMISOM einge-
setzt sind, zu erhöhen, und fordert die AMISOM nachdrücklich auf, die vollständige, wirk-
same und sinnvolle Beteiligung von Frauen an allen ihren Einsätzen sicherzustellen und bei 
der Durchführung ihres Mandats durchgehend eine Geschlechterperspektive zu integrieren; 

Logistische und finanzielle Unterstützung 

 19. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin über das UNSOS und unter voller 
Einhaltung der Richtlinien für menschenrechtliche Sorgfaltspflicht ein Paket logistischer 
Unterstützung für die UNSOM, die Uniformierten der AMISOM und 70 Zivilbedienstete 
der AMISOM bereitzustellen, wie in Ziffer 2 der Resolution 2245 (2015) festgelegt, sowie 
für 10.900 somalische Sicherheitskräfte, die im Rahmen der Nationalen Sicherheitsarchitek-
tur offiziell Bestandteil der somalischen Sicherheitskräfte sind und aktiv an gemeinsamen 
oder koordinierten Einsätzen mit der AMISOM zur direkten Unterstützung der Umsetzung 
des Übergangsplans beteiligt sind; 

 20. stimmt mit dem Generalsekretär überein, dass Aufsicht und Rechenschafts-
pflicht, insbesondere die Einhaltung der Richtlinien für menschenrechtliche Sorgfaltspflicht, 
den Eckpfeiler der Partnerschaft zwischen den Vereinten Nationen, der Afrikanischen 
Union, der Bundesregierung Somalias und den föderalen Gliedstaaten bilden werden, er-
sucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass jede Unterstützung für nicht zu den Verein-
ten Nationen gehörende Sicherheitskräfte unter strenger Einhaltung der Richtlinien für men-
schenrechtliche Sorgfaltspflicht bereitgestellt wird, und ersucht ferner das UNSOS, im Hin-
blick auf seine Unterstützung der AMISOM und der somalischen Sicherheitskräfte seine 
Kapazitäten zur Sicherstellung der Umsetzung der Richtlinien für menschenrechtliche Sorg-
faltspflicht zu stärken;  

 21. ersucht den Generalsekretär, zur Unterstützung der Durchführung dieser Reso-
lution eng mit der Afrikanischen Union zusammenzuarbeiten, unter anderem durch die 
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Bereitstellung technischer und sachverständiger Beratung im Hinblick auf die Planung, die 
Entsendung und das strategische Management der AMISOM im Einklang mit dem Mandat 
des Büros der Vereinten Nationen bei der Afrikanischen Union, 

 22. fordert die neuen Geber erneut auf,  

 a) die AMISOM zu unterstützen, indem sie zusätzliche Finanzmittel für die Besol-
dung der Truppen, Ausrüstung und technische Hilfe für die AMISOM bereitstellen, wie in 
dem Finanzierungsbericht der Afrikanischen Union und der Vereinten Nationen empfohlen; 

 b) zu den Treuhandfonds der Vereinten Nationen für die AMISOM und die Soma-
lische Nationalarmee beizutragen; 

 c) die Institutionen auf nationaler und gliedstaatlicher Ebene beim Ausbau des so-
malischen Sicherheitssektors zu unterstützen, einschließlich beim Kapazitätsaufbau für die 
Küstenpolizei im Einklang mit Resolution 2246 (2015);  

 23. unterstreicht die Notwendigkeit, die vom Sicherheitsrat kraft seiner Autorität 
nach Kapitel VIII der Charta genehmigten Friedensunterstützungsmissionen unter der Füh-
rung der Afrikanischen Union berechenbarer, nachhaltiger und flexibler zu finanzieren, und 
ermutigt den Generalsekretär, die Afrikanische Union und die Mitgliedstaaten, die Anstren-
gungen zur ernsthaften Prüfung von Regelungen zur Finanzierung der AMISOM fortzuset-
zen, unter Berücksichtigung der vollen Skala der Möglichkeiten, die den Vereinten Natio-
nen, der Afrikanischen Union, der Europäischen Union und den anderen Partnern zur Ver-
fügung stehen, und in Anbetracht der begrenzten freiwilligen Finanzierung, mit dem Ziel, 
die künftige Finanzierung der AMISOM zu sichern;  

Somalia 

 24. fordert die Bundesregierung Somalias und die föderalen Gliedstaaten nach-
drücklich auf, den Verpflichtungen nachzukommen, die in dem auf der Londoner Somalia-
Konferenz vereinbarten Sicherheitspakt enthalten sind, einschließlich der Abhaltung vier-
teljährlicher Treffen des Nationalen Sicherheitsrats, der Ausarbeitung eines Plans zur Fest-
legung der operativen Kommandostruktur auf Bundes- und Gliedstaatenebene, der Ausar-
beitung eines umfassenden Plans zur Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliede-
rung unter Mitwirkung der föderalen Gliedstaaten, des Aufbaus und der dauerhaften Dislo-
zierung handlungsfähiger, finanziell tragbarer, annehmbarer und rechenschaftspflichtiger 
Kräfte und der Erstellung einer Liste der Mitglieder der Streitkräfte auf Bundes- und Glied-
staatenebene, einschließlich derjenigen regionalen Kräfte, die in die Bundesstreitkräfte, die 
Bundespolizei und die Gliedstaatenpolizei eingegliedert werden sollen;   

 25. unterstreicht die wichtigen Schritte, die die Bundesregierung Somalias bei der 
institutionellen Reform und beim Kapazitätsaufbau im Sicherheitssektor unternommen hat, 
darunter die biometrische Registrierung der Somalischen Nationalarmee, die Zahlung von 
Gehältern in Form von direkten elektronischen Überweisungen und die Erzielung von Ver-
einbarungen zwischen der Bundesregierung Somalias und den föderalen Gliedstaaten zur 
Einrichtung grundlegender Polizeidienste in ganz Somalia im Rahmen des neuen föderierten 
Polizeimodells; 

 26. fordert die somalischen Behörden auf, in Abstimmung mit der AMISOM, den 
internationalen Partnern und den zuständigen Institutionen der Vereinten Nationen, insbe-
sondere dem Dienst der Vereinten Nationen für Antiminenprogramme, gegen den unerlaub-
ten Transfer, die destabilisierende Anhäufung und den Missbrauch von Kleinwaffen und 
leichten Waffen in Somalia vorzugehen und die sichere und wirksame Verwaltung und La-
gerung der Bestände an diesen Waffen zu gewährleisten; 
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 27. bekräftigt, wie wichtig die volle, gleichberechtigte, produktive und wirksame 
Beteiligung aller Somalier, einschließlich der Frauen, Jugendlichen, Menschen mit Behin-
derungen, Binnenvertriebenen und Flüchtlinge, an der Konfliktprävention und -beilegung, 
den Aussöhnungsprozessen, der Friedenskonsolidierung und den Wahlen und anderen poli-
tischen Prozessen ist, und anerkennt den bedeutenden Beitrag, den die Zivilgesellschaft in 
dieser Hinsicht leisten kann; 

 28. fordert die somalischen Behörden auf, in Zusammenarbeit mit maßgeblichen 
Partnern den Schutz aller vor sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalt, einschließlich 
sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch sowie sexueller Gewalt im Zusammen-
hang mit Konflikten, zu gewährleisten, geeignete Schritte zur Untersuchung von Vorwürfen 
zu unternehmen, die Rechtsvorschriften dahingehend zu stärken, dass diejenigen, die sexu-
elle Gewalt begehen, besser zur Rechenschaft gezogen werden können, im Einklang mit den 
einschlägigen Resolutionen, und das Gemeinsame Kommuniqué und den Nationalen Aktions-
plan zur Bekämpfung sexueller Gewalt in Konflikten zügiger umzusetzen; 

 29. fordert die somalischen Behörden auf, Maßnahmen zu ergreifen, um die Tötung 
und Verstümmelung, die Entführung, die rechtswidrige Einziehung, die erneute Einziehung 
und den Einsatz von Kindern in bewaffneten Konflikten sowie die Verübung sexueller Ge-
walt an ihnen zu verhindern, jegliche Inhaftierung von Kindern aus Gründen der nationalen 
Sicherheit, die gegen das anwendbare Völkerrecht verstößt, zu beenden und sie zuvorderst 
als Opfer zu behandeln sowie Maßnahmen zur Umsetzung ihrer Aktionspläne von 2012, des 
Fahrplans von 2018 und der Schlussfolgerungen der Arbeitsgruppe für Kinder und bewaff-
nete Konflikte zu Somalia (S/AC.51/2017/2) zu ergreifen; 

 30. bekundet erneut seine anhaltende Besorgnis über die hohe Zahl an Flüchtlingen 
und Binnenvertriebenen, betont, dass jede Umsiedlung im Einklang mit den einschlägigen 
nationalen und internationalen Rahmen stehen soll, und legt der Bundesregierung Somalias 
nahe, die Ratifizierung des Übereinkommens von Kampala abzuschließen und seine Bestim-
mungen vollständig durchzuführen;  

 31. erinnert an seine Resolution 2417 (2018) und bekundet seine ernste Besorgnis 
über die anhaltende humanitäre Krise in Somalia und ihre Auswirkungen auf die Bevölke-
rung Somalias, legt allen Partnern, einschließlich der Geber, nahe, ihre humanitären Maß-
nahmen 2019 fortzusetzen, verurteilt nachdrücklich die Angriffe auf humanitäres Personal 
und Sanitätspersonal, einschließlich der von Al-Shabaab verübten, sowie jeglichen Miss-
brauch und jegliche Behinderung humanitärer Hilfe, verlangt erneut, dass alle Parteien den 
vollen, sicheren, raschen und ungehinderten Zugang für die rasche Bereitstellung von Hilfe 
an die hilfebedürftigen Menschen in ganz Somalia im Einklang mit den humanitären 
Grundsätzen erlauben, und unterstreicht, wie wichtig es ist, dass eine ordnungsgemäße 
Rechnungslegung über die internationale humanitäre Hilfe erfolgt;  

Berichterstattung 

 32. ersucht die Afrikanische Union, über den Generalsekretär den Sicherheitsrat alle 
90 Tage, das heißt in insgesamt mindestens vier schriftlichen Berichten, von denen der erste 
bis spätestens 15. August 2019 vorzulegen ist, über den Stand der Durchführung des Man-
dats der AMISOM zu unterrichten, und ersucht in dieser Hinsicht ferner darum, dass im 
ersten 90-Tage-Bericht insbesondere auf die folgenden Punkte eingegangen wird: 1) die ge-
meinsamen Einsätze zur Unterstützung der Umsetzung des Übergangsplans, einschließlich 
der Anwendung und Wirksamkeit der Koordinierungsmechanismen, 2) Fragen der Leis-
tungserbringung, darunter Einsatzführung sowie Verhalten und Disziplin, 3) Maßnahmen 
zum Schutz von Zivilpersonen, 4) die Beschaffung von Ausrüstung und 5) den Umstruktu-
rierungsplan der AMISOM für die Orte, für die ein Abzug von Personal aufgrund einer Ge-
fahrenbewertung vorgesehen ist; 
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 33. ersucht den Generalsekretär, den Sicherheitsrat in seinen in Ziffer 22 der Reso-
lution 2461 (2019) erbetenen regelmäßigen Berichten über die Durchführung dieser Reso-
lution unterrichtet zu halten, und ersucht in dieser Hinsicht ferner darum, ihm über die An-
zahl und die Einsatzfähigkeit der somalischen Sicherheitskräfte, die Fortschritte bezüglich 
der in Ziffer 24 dargelegten vorrangigen Maßnahmen und die Umsetzung der Richtlinien 
für menschenrechtliche Sorgfaltspflicht sowie alle sechs Monate über die konkret ergriffe-
nen Maßnahmen zur Verbesserung der Rechenschaftslegung, der Effizienz und der Trans-
parenz der Unterstützung des UNSOS für die AMISOM, die UMSOM und die somalischen 
Sicherheitskräfte Bericht zu erstatten; 

 34. bekräftigt die Absicht des Sicherheitsrats, die Konfiguration der AMISOM wei-
ter zu prüfen, und fordert den Generalsekretär auf, vor dem 31. Januar 2021 eine unabhän-
gige Bewertung durchzuführen, mit dem Ziel, dem Sicherheitsrat Optionen hinsichtlich des 
internationalen Engagements in Somalia nach 2021 vorzulegen, insbesondere hinsichtlich 
der Rolle der Vereinten Nationen, der Afrikanischen Union und der internationalen Partner;   

 35. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befasst zu bleiben. 
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